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Gültigkeit Unterhaltsvertrag – Rückwirkende Veränderung des Unterhaltsvertrags – Leistungen nach Erreichen der Mündigkeit
Fragestellung

Mündel A, seit Eintritt der Mündigkeit bevormundet gemäss Art. 369 hat mit Frau B. ein Kind K, geboren 1983. Der Unterhaltsvertrag wurde 1984 von A unterschrieben, nicht von seinem Vormund und von der Vormundschaftsbehörde genehmigt. 
Frage 1: Ist der Unterhaltsvertrag gültig, obwohl vom Bevormundeten unterschrieben und von der VB genehmigt.

Der Unterhaltsvertrag sieht für K Unterhaltszahlungen "bis zum vollendeten 20. Lebensjahr vor, ev. über die Mündigkeit des Kindes hinaus bei Ausbildung" (d.h. mit 20. Lebensjahr wurde klar Volljährigkeit gemeint). Frau B. und ihr Kind K. werden von einer anderen Gemeinde X finanziell unterstützt. Solange die Tochter in Ausbildung war, konnte Herr A., der eine IV-Rente bezieht, seine Unterhaltszahlungen via Kinderrente und nach Erreichen der Volljährigkeit (18 Jahre) von K. via Ergänzungsleistungen bezahlen. Nun hat K. aber die Ausbildung abgebrochen. Das Sozialamt X hat dies dem Bevormundeten mitgeteilt, nicht dessen Vormund (bis Mai 2002 ein privater Mandatsträger). Dieser wusste den Sachverhalt nicht und hat darum auch nicht die Ergänzungsleistungen gestoppt. Die Ergänzungsleistungen wurden weiterhin nach X. überwiesen.

Bei der Übergabe des Mandates in den Sozialdienst C ist die gesamte Situation zu Tage getreten. Die Ergänzungsleistungen fordern nun die Summe seit Abbruch der Lehre zurück, ein Verfahren ist am Verwaltungsgericht hängig. Das Sozialamt X betreibt die Vormundin des Sozialamtes C für die ausstehenden Unterhaltsbeiträge, da K. noch nicht 20 Jahre alt ist. Sie macht aber weiterhin keine Ausbildung, d.h. die Ergänzungsleistungen übernehmen die Unterhaltszahlungen zur Recht nicht. Herr A. kann dies nicht bezahlen.

Fragen: 
Der UH-Vertrag muss abgeändert werden oder gilt "automatisch Art. 277 ZGB, bzw. wurde das Mündigkeitsalter automatisch gesenkt? Zuständig ist die VB am Wohnort der Inhaberin der elterlichen Sorge, also X. Kann eine rückwirkende (seit Erfüllung des 18. Altersjahres) Veränderung erreicht werden? Falls ja müsste die gleiche Gemeinde X, die zuständig ist für die Abänderung, die ausstehenden Beträge in Sozialhilfe umwandeln...

Wer ist zuständig für die aufgelaufenen Kosten seit dem Abbruch der Lehre. Hätte dies von der Gemeinde X dem privaten Mandatsträger mitgeteilt werden müssen und kann diese dafür haftbar gemacht werden? Auf dem Unterhaltsvertrag ist nicht ersichtlich, dass Herr A. bevormundet ist.

Zusammenfassend die Fragen:

· Ist der Unterhaltsvertrag grundsätzlich gültig?

· Hat die Gemeinde X die Mitteilungspflicht verletzt?

· Kann eine rückwirkende Veränderung des UH-Vertrages verlangt werden?

· Wer ist für die aufgelaufenen Kosten seit Abbruch der Lehre zuständig?
Antwort:

Gültigkeit des Unterhaltsvertrags:

Unmündige oder entmündigte Personen, die urteilsfähig sind, können sich grundsätzlich nur mit Zustimmung der gesetzlichen Vertretung verpflichten (Art. 19 Abs. 1 ZGB). Diese Zustimmung kann formlos, generell oder für einzelne Geschäfte, im voraus oder im nachhinein erfolgen. Die gesetzliche Vertretung kann auch zusammen mit dem Unmündigen oder Entmündigten am Vertragsschluss unmittelbar mitwirken (Bigler-Eggenberger BaK Art. 19 N 10). Die gilt auch für Unterhaltsverträge. Der unmündige oder entmündigte unterhaltspflichtige Vater schliesst den Vertrag durch die gesetzliche Vertretung oder sofern er urteilsfähig ist mit deren Zustimmung (Hegnauer Grundriss des Kindesrechts N 21.22). Im vorliegenden Fall sind demnach zwei Fragen zu klären: 1. war der entmündigte Vater des Kindes im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in Bezug auf den Inhalt und die Tragweite des Unterhaltsvertrags urteilsfähig, und 2. Hat der damalige Vormund seine Zustimmung im oben erwähnten Sinne erteilt.

Zur ersten Frage sind im mir mitgeteilten Sachverhalt keine Hinweise enthalten; zur zweiten ist zu bemerken, dass aus den Akten der Vormundschaftsbehörde, bei der die Vormundschaft geführt wird, hervorgehen müsste, ob der Vormund von der Vaterschaft und der Unterhaltspflicht Kenntnis hatte. Ich kann mir allerdings nicht vorstellen, dass dem Vormund diese Tatsache und auch die Tatsache der Unterhaltszahlungen verborgen geblieben sind. Wenn er über Jahre stillschweigend die Unterhaltszahlungen veranlasst oder gebilligt hat, hatte er nicht nur Kenntnis von diesen Tatsachen, sondern er hat den Unterhaltszahlungen und damit dem Vertrag auch mindestens stillschweigend zugestimmt. Es ist deshalb davon auszugehen, dass ein gültiger Unterhaltstitel vorliegt.

Dauer der Unterhaltspflicht und rückwirkende Abänderung des Unterhaltsvertrages

Die Unterhaltspflicht der Eltern dauert bis zur Mündigkeit des Kindes. Im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses galt noch das Mündigkeitsalter 20, was im Wortlaut des Unterhaltsvertrags offenbar auch zum Ausdruck kommt. Bei der Herabsetzung des Mündigkeitsalters von 20 auf 18 Jahre (in Kraft seit 1.1.1996) wurde jedoch eine Uebergangsbestimmung von grosser praktischer Bedeutung erlassen: Art. 13c SchlT ZGB hält fest, dass Unterhaltsbeiträge, die vor dem Inkrafttreten der Revision bis zur Mündigkeit festgelegt worden sind, bis zur Vollendung des 20. Altersjahres geschuldet werden. Im vorliegenden Fall dauert demnach die Unterhaltspflicht bis zum 20. Altersjahr und das Mündigkeitsalter wurde nicht "automatisch gesenkt". Der Abbruch einer Lehre oder eines Studiums beendet die Unterhaltspflicht nicht automatisch. Nach Lehre und Rechtsprechung bilden der Abbruch und der Beginn einer neuen Lehre oder der Abbruch eines Studiums und der Beginn eines neuen ebenso wenig einen Grund für das Ende der Unterhaltspflicht wie ein Misserfolg in einer Abschlussprüfung. Hingegen sind die Eltern von der Unterhaltspflicht in dem Masse befreit, als dem Kind zugemutet werden kann, den Unterhalt aus seinem Arbeitserwerb oder andern Mitteln zu bestreiten (Art. 276 Abs. 3 ZGB). Diese Bestimmung greift, wenn ein Kind ausnahmsweise seine Ausbildung vor Erreichen des Mündigkeitsalters (im vorliegenden Fall vor dem 20. Altersjahr) abschliesst und ein genügendes Erwerbseinkommen erzielt, um seinen Unterhalt selber zu bestreiten. Ein weiterer Anwendungsfall liegt vor, wenn ein Kind keine Ausbildung macht und durch Erwerbsarbeit seinen Unterhalt bestreiten kann. Eine Abänderung des Unterhaltsvertrages muss vom Unterhaltspflichtigen verlangt werden, wenn er der Meinung ist, die Voraussetzungen dafür seien gegeben.

Für den vorliegenden Fall bedeutet dies: die Tochter hat auf jeden Fall Anspruch auf elterlichen Unterhalt; sie kann insbesondere eine neue Ausbildung beginnen, während derer die Unterhaltspflicht weiter dauert. Wenn sie zur Zeit keine Ausbildung macht, ist ihr indessen zuzumuten, einer Erwerbsarbeit nachzugehen. Auch in diesem Fall erlischt die Unterhaltspflicht nicht; sie ruht nur bis sie wieder eine Ausbildung aufnimmt, dann lebt die Unterhaltspflicht wieder auf. Falls sie jedoch trotz entsprechender Bemühungen keiner Erwerbsarbeit nachgehen und den Lebensunterhalt selber bestreiten kann, sind die Eltern bis zum vollendeten 20. Altersjahr weiter unterhaltspflichtig. Danach nur noch, aber immerhin, unter den Voraussetzungen von Art. 277 Abs. 2 ZGB. Im Lichte dieser Rechtslage hat der unterhaltspflichtige Vater weiterhin Unterhaltsbeiträge zu leisten und er hat auch weiterhin Anspruch auf eine Kinderrente, die längstens bis zum 25. Altersjahr ausgerichtet wird. Eine rückwirkende Abänderung des Unterhaltsvertrages steht in diesem Fall nur zur  zur Diskussion, wenn die geschuldeten Unterhaltsbeiträge der Leistungsfähigkeit des Unterhaltsschuldners nicht entsprechen (Art. 285 Abs. 1 und 286 Abs. 2 ZGB). Generell ist eine solche längstens für ein Jahr rückwirkend ab Klageerhebung möglich (Art. 279 Abs. 1 ZGB).Wie bereits erwähnt, hat er jedoch m.E. weiterhin Anspruch auf eine Kinderrente, die irrtümlich oder widerrechtlich mit Erreichen des 18. Altersjahres eingestellt wurde. Das Sozialamt der Gemeinde X verlangt deshalb auch die Unterhaltsbeiträge zu Recht, denn sie stützt sich, Gültigkeit des Unterhaltsvertrages vorausgesetzt, zu Recht auf einen rechtskräftigen Unterhaltstitel. Falls die Unterhaltsbeiträge mangels Leistungsfähigkeit nicht erhältlich sind, sind diese zu bevorschussen bis ein neuer angepasster Unterhaltstitel vorliegt. 

Aufgabe des Vormundes oder der Vormundin des Vaters ist es, raschmöglichst dafür zu sorgen, dass die IV die gesetzlichen Leistungen erbringt und falls die Unterhaltspflicht wegen Unterbruchs der Ausbildung der Tochter oder infolge eigener Erwerbstätigkeit ruht, den Unterhaltsvertrag anzupassen und, falls keine Einigung erzielt werden kann, Klage auf Abänderung des Vertrages einzureichen.

Informationspflicht der Vormundschaftsbehörde und der Gemeinde X (Sozialamt)

Das Handeln aller vormundschaftlichen Mandatsträger/innen untersteht der Aufsicht der Vormundschaftsbehörde, welche die Massnahme angeordnet und den oder die Mandatsträger/in eingesetzt hat und bei der die Massnahme geführt wird. Diese Aufsichtspflicht ergibt sich aus der Rechtsnatur der vormundschaftlichen Tätigkeit als Eingriffsverwaltung und findet ihren Ausdruck in der Legitimation der betreuten Person zur Vormundschaftsbeschwerde nach Art. 420 ZGB (Geiser BaK Vorbemerkungen zu Art. 420-425 N 1). Zu dieser Aufsichtspflicht der Vormundschaftsbehörde gehört selbstverständlich, dass sie den Mandatsträger über alle für seine Amtsführung relevanten Tatsachen informiert, von denen sie Kenntnis erhält. Im vorliegenden Fall ist es jedoch nicht die VB, welche die Massnahme für den Unterhaltspflichtigen führt, die von den Verhältnissen der unterhaltsberechtigten Tochter Kenntnis hatte, sondern das Sozialamt der Wohngemeinde der Inhaberin der elterlichen Sorge. Das Sozialamt dieser Gemeinde ist seiner Informationspflicht nachgekommen, wenn es den Unterhaltspflichtigen, von dessen Bevormundung sie aufgrund des Unterhaltsvertrages keine Kenntnis haben konnte, den Abbruch der Lehre mitgeteilt hat. Es ist primär Aufgabe des Vormundes, sich nach Massgabe des Schwächezustandes der von ihm betreuten Person periodisch zu vergewissern, ob sich rechtlich relevante Tatsachen im Leben der betreuten Person verändern.

Leistungspflicht für die seit Lehrabbruch aufgelaufenen Unterhaltskosten

Wie bereits dargelegt, dauert die Unterhaltspflicht im vorliegenden Fall vorbehältlich Art. 276 Abs. 3 ZGB auf jeden Fall bis zum 20. Altersjahr, womit auch die Voraussetzungen für die IV-Kinderrente gegeben sind. Deshalb ist vorerst diese Rente wieder geltend zu machen und nötigenfalls auf dem Rechtswege durchzusetzen. 

Falls die Unterhaltspflicht ruht, weil der unterhaltsberechtigten Tochter zuzumuten wäre, ihren Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit zu bestreiten, ist vom Vormund des Unterhaltspflichtigen gleichzeitig und raschmöglichst eine entsprechende Abänderungsklage einzureichen. Mit Erreichen des 20. Altersjahres der Tochter ruht die Unterhaltspflicht von Gesetzes wegen, wenn die Tochter bis dahin keine neue Ausbildung aufgenommen hat. Sie hat dann den Lebensunterhalt selber zu bestreiten; falls sie dazu nicht in der Lage ist, hat die Sozialhilfe der zuständigen Gemeinde dafür aufzukommen.

Luzern, 25.12.02 

Christoph Häfeli
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